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Einladung
ZUR ORDENTLICHEN 
HAUPTVERSAMMLUNG

Informationen nach § 125 Abs. 1 AktG i.V.m. § 125 Abs. 5 
AktG, Artikel 4 Abs. 1 sowie Tabelle 3 des Anhangs der 
Durchführungsverordnung (EU) 2018 / 1212 

Wir laden hiermit unsere 
Aktionäre zu der am Donnerstag, 
dem 20. August 2026, 
17:00 Uhr, im Großen 
Vorlesungssaal (2.Stock) 
des Sinocur Präventionszentrum, 
Bahnhofstraße 15, 
93444 Bad Kötzting,
stattfindenden ordentlichen 
Hauptversammlung ein.

Titelbild: Zirkusshow „La Haut“ 
in Kanada — dieses Jahr am 
Baumwipfelpfad Usedom

Art der Angabe Beschreibung

A. Inhalt der Mitteilung

1.	� Eindeutige 
Kennung des 
Ereignisses

DE0001644565-GMET-202608

2.	� Art der  
Mitteilung

Einladung zur Hauptversammlung

[im Format gemäß Durchführungsver-
ordnung (EU) 2018 / 1212: NEWM]

B. Angaben zum Emittenten

1.	 ISIN DE0001644565

2.	� Name des  
Emittenten

Erlebnis Akademie AG

C. Angaben zur Hauptversammlung

1.	� Datum der  
Hauptver- 
sammlung

20.08.2026 

[im Format gemäß Durchführungsver-
ordnung (EU) 2018 / 1212: 20260820]

2.	� Uhrzeit der  
Hauptver- 
sammlung

17:00 Uhr (MESZ)

[im Format gemäß Durchführungsver-
ordnung (EU) 2018 / 1212: 15:00 UTC]

3.	� Art der  
Hauptver- 
sammlung

Ordentliche Hauptversammlung 

[im Format gemäß Durchführungs-
verordnung (EU) 2018 / 1212: GMET]

4.	� Ort der  
Hauptver- 
sammlung

Großer Vorlesungssaal des Sinocur 
Präventionszentrum, Bahnhofstra-
ße 15, 93444 Bad Kötzting

5.	� Aufzeichnungs- 
datum

29.07.2026, 00:00 Uhr (MESZ)

[im Format gemäß Durchführungs-
verordnung (EU) 2018 / 1212: 20260728]

6.	� Uniform Resource 
Locator (URL) 

http://www.eak-ag.de/eakag/
investoren/hauptversammlung/
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Tagesordnung
1. �Vorlage des festgestellten und geprüften Jahresab-

schlusses der Erlebnis Akademie AG zum 
31. Dezember 2025, des Lageberichts sowie des 
Berichts des Aufsichtsrats

Der Aufsichtsrat hat den vom Vorstand aufgestell-
ten Jahresabschluss am 29. Juni 2026 gebilligt. Der 
Jahresabschluss ist damit festgestellt. Entsprechend 
den §§ 172, 173 AktG ist zu diesem Tagesordnungs-
punkt keine Beschlussfassung vorgesehen. Die 
unter diesem Tagesordnungspunkt genannten Un-
terlagen sind der Hauptversammlung vorzulegen. 

Die genannten Unterlagen sind für denselben Zeit-
raum auf der Internetseite der Gesellschaft unter 
www.eak-ag.de/eakag/investoren/finanzberichte 
abrufbar und werden zudem während der Hauptver-
sammlung ausliegen.

2. �Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanzge-
winns aus dem Geschäftsjahr 2025

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Bilanzgewinn 
in Höhe von € 3.593.617,81 auf neue Rechnung vorzutragen.

3. �Beschlussfassung über die Entlastung des Vorstands 
für das Geschäftsjahr 2025

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, dem Vorstand 
Entlastung für das Geschäftsjahr 2025 zu erteilen.

4. �Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder  
des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2025

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Mitgliedern 
des Aufsichtsrats Entlastung für das Geschäftsjahr 2025 
zu erteilen.

5. �Wahl des Abschlussprüfers für das Geschäftsjahr 2026

Der Aufsichtsrat schlägt vor, den Wirtschaftsprüfer 
und Steuerberater Norbert Power-Feitz, Rückertstr. 4, 
80336 München zum Abschlussprüfer für den Jahres-
abschluss 2026 zu wählen.

6. ��Beschlussfassung über die Aufhebung des bestehenden  
Genehmigten Kapitals 2021 / I und die Schaffung eines 
neuen Genehmigten Kapitals sowie über die entsprechen-
de Änderung der Satzung

Der Vorstand der Gesellschaft wurde durch Beschluss 
der Hauptversammlung vom 19.07.2021 ermächtigt, das 
Grundkapital der Gesellschaft mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats gegen Bar - und / oder Sacheinlagen einmal 
oder mehrmals um insgesamt bis zu € 1.212.428,00 durch 
Ausgabe neuer Aktien zu erhöhen, wobei das Bezugs-
recht der Aktionäre in bestimmten Fällen ausgeschlossen 
werden kann. Diese Ermächtigung wurde am 26.07.2021 
als Genehmigtes Kapital 2021/I in das Handelsregister 
eingetragen. Von dieser Ermächtigung wurde in Höhe 
von € 100.000,00 teilweise Gebrauch gemacht.

Es soll vorgeschlagen werden, dieses Genehmigte Ka-
pital aufzuheben und durch eine neue Ermächtigung zu 
ersetzen, damit der Vorstand in vollem Umfang über die 
notwendigen Instrumente der Kapitalbeschaffung verfügt 
und auch künftig die Eigenkapitalausstattung der Gesell-
schaft den geschäftlichen Erfordernissen anpassen kann.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, wie folgt zu 
beschließen:

a) Aufhebung des bestehenden Genehmigten Kapitals 	
	 2021/I

Das Genehmigte Kapital in § 4 Abs. 5 der Satzung der 
Erlebnis Akademie AG, das im Handelsregister als Ge-
nehmigtes Kapital 2021 / I eingetragen ist, und zugleich 
die gesamte Regelung in § 4 Abs. 5 der Satzung der 
Gesellschaft werden mit Wirkung auf den Zeitpunkt 
der Eintragung des nachfolgend zu Buchstabe b) be-
stimmten neuen Genehmigten Kapitals 2026 / I in das 
Handelsregister der Gesellschaft aufgehoben.

b) Schaffung eines Genehmigten Kapitals 2026 / I und 
	 Satzungsänderung

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des  Auf-
sichtsrats bis zum 19.08.2031 das Grundkapital der 
Gesellschaft einmalig oder in Teilbeträgen mehr- 
mals um bis zu insgesamt € 1.262.428,00 durch Aus-
gabe neuer auf den Inhaber lautender Stückaktien ge-
gen Bar - und / oder Sacheinlage zu erhöhen (Geneh-
migtes Kapital 2026 / I). Dabei ist den Aktionären ein 
Bezugsrecht einzuräumen. Die neuen Aktien können 
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auch von einem vom Vorstand bestimmten Kreditinstitut, 
einem Wertpapierinstitut oder einem nach § 53 Abs. 1 Satz 
1 oder § 53b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 des Gesetzes über 
das Kreditwesen tätigen Unternehmen mit der Verpflich-
tung übernommen werden, sie den Aktionären anzubieten 
(mittelbares Bezugsrecht).

Der Vorstand ist mit Zustimmung des Aufsichtsrats be-
rechtigt, das gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre aus-
zuschließen,

1.	 zum Ausgleich von Spitzenbeträgen,

2.	 bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen, wenn der 
Ausgabebetrag der neuen Aktien, für die das Bezugs-
recht ausgeschlossen wird, den Börsenkurs der bereits 
börsennotierten Aktien nicht wesentlich unterschreitet 
und die unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgege-
benen Aktien insgesamt 20 % des Grundkapitals nicht 
überschreiten, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirk-
samwerdens dieser Ermächtigung noch im Zeitpunkt 
der Ausübung dieser Ermächtigung; auf die Grenze 
von 20 % des Grundkapitals sind diejenigen Aktien 
anzurechnen, die unter Bezugsrechtsausschluss in 
unmittelbarer oder entsprechender Anwendung von 
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder veräußert 
wurden. Auf die Begrenzung auf 20 % des Grundkapi-
tals ist deshalb auch die Veräußerung eigener Aktien 
anzurechnen, wenn die Veräußerung auf Grund einer 
im Zeitpunkt des Wirksamwerdens des genehmigten 
Kapitals gültigen Ermächtigung zur Veräußerung ei-
gener Aktien unter Bezugsrechtsausschluss erfolgt;

3.	 wenn die Kapitalerhöhung gegen Sacheinlage(n) zum 
Zwecke des Erwerbs von Unternehmen, Unterneh-
mensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen oder 
sonstigen Vermögensgegenständen erfolgt;

4.	 soweit ein Dritter, der nicht Kreditinstitut, Wertpapier-
institut oder ein nach § 53 Abs. 1 Satz 1 oder § 53b Abs. 
1 Satz 1 oder Abs. 7 des Gesetzes über das Kreditwe-
sen tätiges Unternehmen ist, die neuen Aktien zeichnet 
und sichergestellt ist, dass den Aktionären ein mittel-
bares Bezugsrecht eingeräumt wird;

5.	 wenn die Kapitalerhöhung im wohlverstandenen Inte-
resse der Gesellschaft liegt.

Der Vorstand wird ferner ermächtigt, mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats den weiteren Inhalt der Aktienrech-
te und die Bedingungen der Aktienausgabe sowie die 
weiteren Einzelheiten der Durchführung von Kapital- 
erhöhungen aus dem Genehmigten Kapital 2026 / I fest-
zulegen. Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung der 
Satzung nach vollständiger oder teilweiser Durchführung 
der Erhöhung des Grundkapitals aus dem Genehmigten 
Kapital 2026 / I oder nach Ablauf der Ermächtigungsfrist 
entsprechend der Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 
2026 / I anzupassen.

Die Regelung in § 4 Abs. 5 der Satzung der Gesellschaft 
wird wie folgt vollständig neu gefasst:

„(5) Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats bis zum 19.08.2031 das Grundkapital der Gesell-
schaft einmalig oder in Teilbeträgen mehrmals um bis zu ins-
gesamt € 1.262.428,00 durch Ausgabe neuer auf den Inhaber 
lautender Stückaktien gegen Bar - und / oder Sacheinlage 
zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2026 / I). Dabei ist den 
Aktionären ein Bezugsrecht einzuräumen. Die neuen Aktien 
können auch von einem vom Vorstand bestimmten Kreditin-
stitut, einem Wertpapierinstitut oder einem nach § 53 Abs. 1 
Satz 1 oder § 53b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 des Gesetzes über 
das Kreditwesen tätigen Unternehmen mit der Verpflichtung 
übernommen werden, sie den Aktionären anzubieten (mittel-
bares Bezugsrecht).

Der Vorstand ist mit Zustimmung des Aufsichtsrats berechtigt, 
das gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen,

1.	 zum Ausgleich von Spitzenbeträgen,

2.	 bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen, wenn der 
Ausgabebetrag der neuen Aktien, für die das Bezugs-
recht ausgeschlossen wird, den Börsenkurs der bereits 
börsennotierten Aktien nicht wesentlich unterschreitet 
und die unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgege-
benen Aktien insgesamt 20  % des Grundkapitals nicht 
überschreiten, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirk-
samwerdens dieser Ermächtigung noch im Zeitpunkt 
der Ausübung dieser Ermächtigung; auf die Grenze 
von 20 % des Grundkapitals sind diejenigen Aktien an-
zurechnen, die unter Bezugsrechtsausschluss in unmit-
telbarer oder entsprechender Anwendung von § 186 
Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder veräußert wurden. 
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Auf die Begrenzung auf 20 % des Grundkapitals ist des-
halb auch die Veräußerung eigener Aktien anzurechnen, 
wenn die Veräußerung auf Grund einer im Zeitpunkt des 
Wirksamwerdens des genehmigten Kapitals gültigen Er-
mächtigung zur Veräußerung eigener Aktien unter Be-
zugsrechtsausschluss erfolgt;

3.	 wenn die Kapitalerhöhung gegen Sacheinlage(n) zum 
Zwecke des Erwerbs von Unternehmen, Unternehmen-
steilen oder Beteiligungen an Unternehmen oder sons-
tigen Vermögensgegenständen erfolgt;

4.	 soweit ein Dritter, der nicht Kreditinstitut, Wertpapierins-
titut oder ein nach § 53 Abs. 1 Satz 1 oder § 53b Abs. 1 Satz 
1 oder Abs. 7 des Gesetzes über das Kreditwesen tätiges 
Unternehmen ist, die neuen Aktien zeichnet und sicher-
gestellt ist, dass den Aktionären ein mittelbares Bezugs-
recht eingeräumt wird;

5.	 wenn die Kapitalerhöhung im wohlverstandenen Interes-
se der Gesellschaft liegt.

Der Vorstand wird ferner ermächtigt, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats den weiteren Inhalt der Aktienrechte und die 
Bedingungen der Aktienausgabe sowie die weiteren Einzel-
heiten der Durchführung von Kapitalerhöhungen aus dem 
Genehmigten Kapital 2026 / I festzulegen. Der Aufsichtsrat 
wird ermächtigt, die Fassung der Satzung nach vollständiger 
oder teilweiser Durchführung der Erhöhung des Grundkapi-
tals aus dem Genehmigten Kapital 2026 / I oder nach Ablauf 
der Ermächtigungsfrist entsprechend der Ausnutzung des 
Genehmigten Kapitals 2026 / I anzupassen.“

7.	 Beschlussfassung über Satzungsänderungen

a)	 Mit Inkrafttreten des Zukunftsfinanzierungsgesetzes wur-
de § 123 Abs. 4 AktG geändert. Der Nachweisstichtag be-
zieht sich nunmehr auf den Geschäftsschluss des 22. Tages 
vor der Hauptversammlung. Die bisherige Satzungsrege-
lung entspricht daher nicht mehr der geltenden Rechts-
lage. Die vorgeschlagene Satzungsänderung dient aus-
schließlich der Anpassung an die gesetzliche Neuregelung 
und hat keine materiellen Auswirkungen auf die Rechte der 
Aktionäre. Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, 
die Satzung der Gesellschaft wie folgt zu ändern.

§ 15 Absatz 2 der Satzung wird wie folgt geändert:

„Für den Nachweis des Anteilsbesitzes reicht eine Bestäti-
gung in Textform durch den Letztintermediär gemäß § 67c 
Abs. 3 AktG aus. Der Nachweis hat sich auf den Geschäfts-
schluss des 22. Tages vor der Hauptversammlung zu bezie-
hen und muss der Gesellschaft unter der in der Einberufung 
mitgeteilten Adresse spätestens an dem Tag, bis zu dem die 
Anmeldung gemäß Abs. 1 zu erfolgen hat, zugehen. Der Tag 
des Zugangs des Nachweises ist nicht mitzurechnen. Der 
Vorstand ist berechtigt, diese Frist in der Einberufung zu 
verkürzen. Im Verhältnis zur Gesellschaft gilt für die Teilnah-
me an der Hauptversammlung oder für die Ausübung des 
Stimmrechts als Aktionär nur, wer den Nachweis erbracht 
hat. Wird dieser Nachweis nicht oder nicht in gehöriger Form 
erbracht, so darf die Gesellschaft den Aktionär zurückwei-
sen. Der Vorstand ist berechtigt, diese Frist in der Einberu-
fung zu verkürzen.“

b)	 Das Gesetz zur Finanzierung von zukunftssichernden In-
vestitionen (Zukunftsfinanzierungsgesetz - ZuFinG) vom 
11. Dezember 2023 enthält unter anderem Regelungen, die 
Aktiengesellschaften die Ausgabe elektronischer Aktien 
nach dem Gesetz über elektronische Wertpapiere (eWpG) 
ermöglichen. Außerdem erhalten Unternehmen die Mög-
lichkeit, bislang globalverbriefte Aktien ohne Zustimmung 
der Inhaber durch inhaltsgleiche elektronische Aktien zu er-
setzen. Voraussetzung dafür ist jeweils eine entsprechende 
Satzungsregelung. Diese Änderungen dienen der weiteren 
Digitalisierung des Kapitalmarkts. Elektronische Inhaberak-
tien verkörpern dieselben Rechte wie in einer Sammelurkun-
de verbriefte Inhaberaktien. Sie unterscheiden sich lediglich 
dadurch, dass an die Stelle einer beim Zentralverwahrer 
hinterlegten Sammelurkunde die Eintragung in ein elektro-
nisches Wertpapierregister nach § 2 Abs. 1 eWpG tritt. Eine 
entsprechende Umstellung ist bei der Erlebnis Akademie AG 
derzeit noch nicht geplant. Die nachfolgend vorgeschlagene 
Satzungsänderung soll aber zukunftsgerichtet die Grundla-
ge für elektronische Aktien schaffen.

 �Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, die Satzung wie 
folgt  �zu ergänzen:

 �Am Ende von § 4 Abs. (3) der Satzung der Gesellschaft wird 
folgender neuer Satz 6 angefügt:

 �„Die Verbriefung ist für solche Aktien insgesamt ausgeschlos-
sen, die als elektronische Aktien in einem elektronischen 
Wertpapierregister eingetragen werden.“
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8. Anpassung Wahl zum Aufsichtsrat vom 13. August 2024

	 In der Hauptversammlung vom 13. August 2024 wurden 
die Mitglieder des Aufsichtsrats neu gewählt. Gleichzeitig 
wurden zwei Ersatzmitglieder für alle Aufsichtsratsmit-
glieder gewählt. Das Ersatzmitglied Herr Michael Schulz 
hat der Gesellschaft mitgeteilt, dass er aus persönlichen 
Gründen für das Amt nicht mehr zur Verfügung stehen 
würde. Aus diesem Grund ist es beabsichtigt, an Stelle von 
Herrn Schulz ein neues Ersatzmitglied zu wählen.

	 Der Aufsichtsrat schlägt vor, 
an Stelle von Herrn Michael Schulz

	 Herrn Dipl. Ing Martin Paško, 
 Ždiar 1, Ždiar 059 55, Slowakei

	 als Ersatzaufsichtsratsmitglied bis zum Ablauf der 
Hauptversammlung, die über die Entlastung für das am 
31.12.2028 endende Geschäftsjahr der Gesellschaft ent-
scheidet, zu wählen.

	 Herr Martin Paško ist kein Mitglied in gesetzlich zu bilden-
den Aufsichtsräten bzw. vergleichbaren in- und ausländi-
schen Kontrollgremien von Wirtschaftsunternehmen.

Bericht des Vorstands an die 
Hauptversammlung zu 
Tagesordnungspunkt 6 
(Genehmigtes Kapital 2026/I)

Der Vorstand hat den nachfolgenden schriftlichen Bericht an 
die Hauptversammlung zu Tagesordnungspunkt 6 (Geneh-
migtes Kapital 2026 / I) gemäß § 203 Abs. 2, § 186 Abs. 4 Satz 2 
AktG erstattet.

Vorstand und Aufsichtsrat der Erlebnis Akademie AG schlagen 
der Hauptversammlung am 20. August 2026 die Schaffung eines 
neuen genehmigten Kapitals vor. Die derzeitige Ermächtigung 
wurde teilweise ausgenutzt und läuft aus. Um der Gesellschaft 
wiederum die vollumfängliche kursschonende Möglichkeiten 
zu eröffnen, auf Marktgegebenheiten zu reagieren und um so-
wohl Bar- als auch Sachkapitalerhöhungen zu ermöglichen, soll 
die Verwaltung der Gesellschaft erneut ermächtigt werden, das 
Grundkapital der Gesellschaft durch die Ausgabe von neuen, 
auf den Inhaber lautende Stückaktien bestmöglich zu erhöhen.

Insgesamt soll das Grundkapital um bis zu € 1.262.428,00 
einmalig oder mehrmalig gegen Bar- und/oder Sacheinlagen 
durch die Ausgabe von neuen, auf den Inhaber lautenden 
Stückaktien erhöht werden können. Die Ermächtigung soll auf 
die längste gesetzlich zulässige Frist von fünf Jahren erteilt 
werden. Die vorgeschlagene Ermächtigung zur Ausgabe neuer 
Aktien aus dem genehmigten Kapital soll die Gesellschaft in 
die Lage versetzen, kurzfristig auf Finanzierungserfordernisse 
reagieren zu können. Durch die Ermächtigung des Vorstands, 
das Grundkapital im Rahmen des Beschlussvorschlags ohne 
weiteren Hauptversammlungsbeschluss zu erhöhen, soll der 
Vorstand außerdem in die Lage versetzt werden, ohne Bean-
spruchung der Kapitalmärkte Unternehmen, Unternehmen-
steile oder Beteiligungen an Unternehmen von Dritten gegen 
Ausgabe von Aktien zu erwerben oder sich mit diesen zusam-
menzuschließen.

Bei Ausnutzung des genehmigten Kapitals haben die Aktionäre 
grundsätzlich ein Bezugsrecht auf die neuen Aktien.

Der Vorstand soll jedoch ermächtigt werden, das Bezugsrecht 
der Aktionäre mit Zustimmung des Aufsichtsrats unter be-
stimmten Voraussetzungen auszuschließen. 
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Der Vorstand erstattet daher diesen Bericht gemäß § 203 
Abs. 2 AktG i.V.m. § 186 Abs. 4 S. 2 AktG über die Gründe für 
den Ausschluss des Bezugsrechts.

Bezugsrechtsausschluss bei Spitzenbeträgen

Die vorgesehene Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugs-
rechts für Spitzenbeträge soll die Abwicklung der Aktienaus-
gabe mit einem grundsätzlichen Bezugsrecht der Aktionäre 
erleichtern. Spitzenbeträge können sich aus der Höhe des 
vom Vorstand im Rahmen der Ermächtigung festzulegenden 
Emissionsvolumens und dem Bezugsverhältnis ergeben, 
wenn nicht alle neu auszugebenden Aktien gleichmäßig auf 
alle Aktionäre verteilt werden können, so z. B. wenn Aktionä-
ren aufgrund ihres Aktienbesitzes nicht ausschließlich volle 
Aktienstückzahlen zum Bezug zugeteilt werden können. Die 
Spitzenbeträge und deren Wert je Aktionär sind in der Regel 
gering. Der Aufwand für die Ausgabe von Aktien ohne einen 
Bezugsrechtsausschluss für Spitzenbeträge ist erheblich 
höher. Ein Ausschluss des Bezugsrechts für Spitzenbeträge 
dient daher der Praktikabilität und der erleichterten Durch-
führung einer Aktienausgabe. Die als sog. freie Spitzen vom 
Bezugsrecht der Aktionäre dann ausgeschlossenen Aktien 
werden bestmöglich für die Gesellschaft verwertet. Der 
mögliche Verwässerungseffekt ist aufgrund der Beschrän-
kung auf Spitzenbeträge gering. Vorstand und Aufsichtsrat 
halten den Ausschluss des Bezugsrechts aus diesen Gründen 
für sachlich gerechtfertigt und gegenüber den Aktionären 
für angemessen.

Bezugsrechtsausschluss bei Barkapitalerhöhungen gemäß 
§ 186 Abs. 3 S. 4 AktG

Das Bezugsrecht der Aktionäre soll mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats außerdem ausgeschlossen werden können, 
wenn die Aktien nach § 203 Abs. 1, § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
zu einem Betrag ausgegeben werden, der den Börsenpreis 
nicht wesentlich unterschreitet und wenn der auf die ausge-
gebenen Aktien insgesamt entfallende anteilige Betrag die 
in § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG festgelegte Grenze von 20 % des 
Grundkapitals nicht übersteigt. Es wird damit von der vom 
Gesetzgeber in § 186 Abs. 3 S. 4 AktG eröffneten Möglich-
keit des erleichterten Bezugsrechtsausschlusses Gebrauch 
gemacht. Die Ermächtigung setzt die Gesellschaft in die 
Lage, auch kurzfristig einen Kapitalbedarf zu decken und 
auf diese Weise sich ergebende Marktchancen schnell und 
flexibel zu nutzen. Der Ausschluss des Bezugsrechts ermög-

licht ein sehr schnelles Agieren und eine Platzierung nahe 
am Börsenkurs, das heißt ohne den bei Bezugsemissionen 
üblichen Abschlag. Weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens 
der Ermächtigung noch im Zeitpunkt ihrer Ausübung darf 
diese Kapitalerhöhung 20 % des bestehenden Grundkapitals 
übersteigen. Auf diese 20 % sind diejenigen Aktien anzurech-
nen, die unter Bezugsrechtsausschluss in unmittelbarer oder 
mittelbarer Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausge-
geben oder veräußert wurden. Mit dieser Begrenzung wird 
dem Bedürfnis der Aktionäre nach Verwässerungsschutz für 
ihren Anteilsbesitz Rechnung getragen. Jeder Aktionär kann 
zur Aufrechterhaltung seiner Beteiligungsquote Aktien zu 
annähernd gleichen Bedingungen am Markt erwerben, da 
die neuen Aktien nahe am Börsenkurs ausgegeben werden. 
Es wird daher sichergestellt, dass in Übereinstimmung mit 
der gesetzlichen Wertung des § 186 Abs. 3 S. 4 AktG die Ver-
mögens- wie auch die Stimmrechtsinteressen der Aktionäre 
bei einer Ausnutzung des genehmigten Kapitals unter Aus-
schluss des Bezugsrechts angemessen gewahrt werden.

Bezugsrechtsausschluss bei Sachkapitalerhöhungen

Der Vorstand soll überdies ermächtigt sein, mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats das Bezugsrecht bei Sachkapitalerhöhun-
gen auszuschließen. Hiermit soll der Vorstand in die Lage 
versetzt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats in geeig-
neten Fällen Unternehmen, Unternehmensteile oder Beteili-
gungen an Unternehmen bzw. Sachwerte gegen Überlassung 
von Aktien der Gesellschaft, auch im Wege des Unterneh-
menszusammenschlusses, erwerben zu können. Hierdurch 
soll die Gesellschaft die Möglichkeit erhalten, auf nationalen 
und internationalen Märkten rasch und erfolgreich auf vor-
teilhafte Angebote oder sich sonst bietende Gelegenheiten 
zum Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Be-
teiligungen bzw. von Sachwerten an Unternehmen oder zum 
Zusammenschluss mit Unternehmen reagieren zu können. 
Nicht selten ergibt sich aus Verhandlungen die Notwendigkeit, 
als Gegenleistung nicht Geld, sondern Aktien bereitzustellen. 
Um den Erwerb auch in diesen Fällen durchführen zu können, 
muss die Gesellschaft erforderlichenfalls die Möglichkeit 
haben, kurzfristig ihr Kapital unter Bezugsrechtsausschluss 
gegen Sacheinlagen zu erhöhen. Der Ausgabebetrag für 
die Aktien wird dabei vom Vorstand mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats unter angemessener Berücksichtigung der In-
teressen der Gesellschaft und der Aktionäre festgelegt. Die 
kurzfristige Einberufung einer außerordentlichen Hauptver-
sammlung zur Beschlussfassung über eine Kapitalerhöhung 
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kommt hierfür meist nicht in Betracht, da zum einen mit der 
Einberufung und Abhaltung der Hauptversammlung hohe 
Kosten verbunden sind, zum anderen aufgrund der beste-
henden Einberufungsfristen eine kurzfristige Befassung der 
Hauptversammlung und Umsetzung eines Beschlusses nicht 
möglich wäre. Konkrete Erwerbsvorhaben, zu deren Durch-
führung das Kapital mit Bezugsrechtsausschluss erhöht wer-
den soll, bestehen gegenwärtig nicht. Durch die Höhe des 
vorgeschlagenen neuen genehmigten Kapitals in Höhe von 50 
% des bestehenden Grundkapitals soll sichergestellt werden, 
dass auch größere Akquisitionen, sei es gegen Barleistung, 
sei es gegen Aktien oder eine Kombination von Barleistung 
und Aktien, finanziert werden können. Wenn sich Möglichkei-
ten zum Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen oder 
Beteiligungen an Unternehmen bzw. von Sachwerten kon-
kretisieren, wird der Vorstand sorgfältig prüfen, ob er vom 
genehmigten Kapital Gebrauch machen soll. Er wird dies nur 
dann tun, wenn der Erwerb von Unternehmen, Unterneh-
mensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen bzw. von 
Sachwerten gegen Gewährung von Aktien der Gesellschaft 
im wohlverstandenen Interesse derselben liegt. Er wird hier-
bei auch prüfen, ob das konkrete Vorhaben in Übereinstim-
mung mit dem satzungsmäßigen Unternehmensgegenstand 
steht und ob die konkreten Tatsachen von der abstrakten 
Umschreibung des Vorhabens im Ermächtigungsbeschluss 
gedeckt sind. Nur wenn diese Voraussetzungen erfüllt sind, 
wird auch der Aufsichtsrat seine erforderliche Zustimmung 
zum Bezugsrechtsausschluss erteilen. Bei der Festlegung 
der Bewertungsrelation wird der Vorstand darauf achten, 
dass die Interessen der Aktionäre angemessen gewahrt wer-
den. Der Vorstand wird sich bei der Bemessung des Wertes 
der als Gegenleistung gewährten Aktien am Börsenpreis der 
Aktien der Gesellschaft orientieren und ferner sicherstellen, 
dass der Wert der zu erwerbenden Unternehmen, Unter-
nehmensteile oder Beteiligungen an Unternehmen bzw. der 
Sachwerte in einem angemessenen Verhältnis zu dem Wert 
der hierfür als Gegenleistung gewährten Aktien steht.

Mittelbares Bezugsrecht

Der Vorstand soll ermächtigt werden, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats das Bezugsrecht auszuschließen, soweit ein 
geeigneter Dritter, der nicht Kreditinstitut, Wertpapierinsti-
tut oder ein nach § 53 Abs. 1 Satz 1 oder § 53b Abs. 1 Satz 
1 oder Abs. 7 des Gesetzes über das Kreditwesen tätiges 
Unternehmen ist, die neuen Aktien mit der Verpflichtung 
übernimmt, sie den Aktionären so zum Bezug anzubieten, 

wie diese ohne Ausschluss des Bezugsrechts insoweit be-
zugsberechtigt wären. Dabei handelt es sich zwar der Sa-
che nach um einen Ausschluss des Bezugsrechts; es wird 
jedoch sichergestellt, dass die Aktionäre - wie bei Einräu-
mung eines mittelbaren Bezugsrechts nach § 186 Abs. 5 
AktG - Aktien zeichnen können und damit nicht schlechter 
stehen wie bei Einräumung eines mittelbaren Bezugsrechts 
nach § 186 Abs. 5 AktG. Die Gesellschaft wird insbesondere 
prüfen, ob es einen hinreichenden sachlichen Grund für die 
Einschaltung eines Zeichners gibt, der nicht die Vorausset-
zungen des § 186 Abs. 5 AktG erfüllt, d. h. nicht Kreditinstitut 
oder ein nach § 53 Abs. 1 S. 1 oder § 53 b Abs. 1 S. 1 oder Abs. 
7 KWG tätiges Unternehmen ist. Die Gesellschaft wird fer-
ner sämtliche zumutbaren Anstrengungen im Hinblick auf 
das Zuteilungsverfahren unternehmen, um die mittelbare 
Bezugsmöglichkeit der Aktionäre sicherzustellen. Die Ge-
sellschaft erhält hierdurch die Möglichkeit, die Kapitaler-
höhung gegebenenfalls auch ohne die Einschaltung eines 
Kreditinstituts oder eines nach § 53 Abs. 1 Satz 1 oder § 53b 
Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 des Gesetzes über das Kreditwesen 
tätigen Unternehmens in voller Höhe gegebenenfalls in an-
deren Märkten sowie kostengünstiger zu platzieren.

Bezugsrechtsausschluss im wohlverstandenen Interesse 
der Gesellschaft

Schließlich soll der Vorstand ermächtigt werden, mit Zu-
stimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht auszuschlie-
ßen, wenn der Bezugsrechtsausschluss im wohlverstande-
nen Interesse der Gesellschaft liegt. Der Vorstand soll somit 
die Möglichkeit erhalten, für nicht vorhersehbare Fälle das 
Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen. Der Vorstand 
wird in jedem Einzelfall sorgfältig prüfen, ob er von der 
Ermächtigung zur Kapitalerhöhung unter Ausschluss des 
Bezugsrechts der Aktionäre Gebrauch machen wird. Er wird 
es nur dann tun, wenn es nach Einschätzung des Vorstands 
und des Aufsichtsrats im wohlverstandenen Interesse der 
Gesellschaft und damit ihrer Aktionäre liegt. Im Einzelfall 
sind Fallgruppen denkbar, bei denen das Interesse der Ge-
sellschaft das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen 
das Interesse der Aktionäre am Verwässerungsschutz deut-
lich überwiegt.
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Freiwillige Hinweise der 
Gesellschaft
Nicht-börsennotierte Gesellschaften im Sinne des § 121 
Abs. 3 AktG i. V. m. § 3 Abs. 2 AktG sind in der Einberu-
fung der Hauptversammlung lediglich zur Angabe von 
Firma und Sitz der Gesellschaft, Zeit und Ort der Haupt-
versammlung und der Tagesordnung sowie der unten-
stehenden Adressen verpflichtet. Nachfolgende Hinweise 
erfolgen freiwillig, um unseren Aktionären die Teilnahme 
an der Hauptversammlung zu erleichtern:

Voraussetzung für die Teilnahme an der Hauptversamm-
lung und die Ausübung des Stimmrechts

Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Aus-
übung des Stimmrechts in der Hauptversammlung sind 
gemäß § 15 der Satzung nur diejenigen Aktionäre berech-
tigt, die sich bei der Gesellschaft unter nachstehender 
Adresse oder E-Mail-Adresse unter Nachweis ihres Akti-
enbesitzes spätestens bis zum Ablauf des 13. August 2026 
(24.00 Uhr MESZ) in Textform (§ 126b BGB) in deutscher 
oder englischer Sprache anmelden:

Erlebnis Akademie AG 
c/o meet2vote AG 
Marienplatz 1 
84347 Pfarrkirchen 
Deutschland 
E-Mail: anmeldung@meet2vote.de

Der Nachweis des Aktienbesitzes muss sich auf den Beginn 
des 21. Tages vor der Hauptversammlung, d.h. auf Mitt-
woch, den 29. Juli 2026 (00.00 Uhr MESZ), beziehen. Der 
Nachweis des Aktienbesitzes ist durch eine Bestätigung in 
Textform (§ 126b BGB) in deutscher oder englischer Spra-
che durch das depotführende Institut zu erbringen.

Nach Eingang der Anmeldung sowie des Nachweises 
ihres Anteilsbesitzes bei der Gesellschaft werden den 
Aktionären Eintrittskarten für die Hauptversammlung 
übersandt. Um den rechtzeitigen Erhalt der Eintrittskar-
ten sicherzustellen, bitten wir die Aktionäre, frühzeitig für 
die Übersendung des Nachweises ihres Anteilsbesitzes an 
die Gesellschaft Sorge zu tragen. Die zugeschickten bzw. 
am Versammlungsort hinterlegten Eintrittskarten sind 

lediglich organisatorische Hilfsmittel und keine Voraus-
setzung für die Teilnahme an der Hauptversammlung und 
die Ausübung des Stimmrechts.

Verfahren für die Stimmabgabe / Stimmrechtsvertretung

Der Aktionär kann sein Stimmrecht in der Hauptversamm-
lung auch durch einen Bevollmächtigten, z. B. durch ein 
Kreditinstitut, eine Aktionärsvereinigung oder eine andere 
Person seiner Wahl ausüben lassen. Auch im Fall einer Be-
vollmächtigung sind eine form- und fristgerechte Anmel-
dung und der Nachweis der Berechtigung zur Teilnahme 
an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimm-
rechts nach den vorstehenden Bestimmungen erforder-
lich. Bevollmächtigt der Aktionär mehr als eine Person, so 
ist die Gesellschaft gemäß § 134 Abs. 3 Satz 2 AktG berech-
tigt, eine oder mehrere von diesen zurückzuweisen.

Die Erteilung von Vollmachten, die nicht an ein Kreditins-
titut oder eine Aktionärsvereinigung oder eine andere der 
in § 135 AktG gleichgestellten Institutionen oder Personen 
erteilt werden, der Widerruf dieser Vollmachten und der 
Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber der Gesell-
schaft bedürfen dabei der Textform (§ 126b BGB).

Die Aktionäre, die ein Kreditinstitut, eine Aktionärsvereini-
gung oder eine der in § 135 AktG gleichgestellten Instituti-
onen oder Personen mit der Stimmrechtsausübung bevoll-
mächtigen wollen, weisen wir darauf hin, dass in diesen 
Fällen die zu bevollmächtigende Institution oder Person 
möglicherweise eine besondere Form der Vollmacht ver-
langt, weil diese gemäß § 135 AktG die Vollmacht nach-
prüfbar festhalten muss. Wir bitten daher die Aktionäre, 
sich in diesem Fall mit dem zu Bevollmächtigenden über 
die Form der Vollmacht abzustimmen.

Ein Formular, das für die Erteilung einer Vollmacht ver-
wendet werden kann, befindet sich auf der Rückseite 
der Eintrittskarte, welche den Aktionären nach der oben 
beschriebenen form- und fristgerechten Anmeldung zu-
geschickt wird. Dieses steht auch unter www.eak-ag.de/
eakag/investoren/hauptversammlung/ zum Herunterladen 
zur Verfügung.

Der Nachweis der Bevollmächtigung kann am Tag der 
Hauptversammlung durch den Bevollmächtigten am Ver-
sammlungsort erbracht werden. Ferner kann der Nachweis 
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der Bevollmächtigung der Gesellschaft an die nachfolgend 
genannte Adresse oder E-Mail-Adresse übermittelt werden:

Erlebnis Akademie AG 
c/o meet2vote AG 
Marienplatz 1 
84347 Pfarrkirchen 
Deutschland 
E-Mail: eak@meet2vote.de

Aktionäre können sich auch durch die von der Gesellschaft 
benannten weisungsgebundenen Stimmrechtsvertreter 
vertreten lassen. Auch im Falle einer Bevollmächtigung 
der Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft sind eine 
form- und fristgerechte Anmeldung und der Nachweis des 
Anteilsbesitzes nach den vorstehenden Bestimmungen 
erforderlich.

Die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft sind verpflich-
tet, weisungsgemäß abzustimmen. Den Stimmrechts-
vertretern der Gesellschaft steht bei der Ausübung des 
Stimmrechts kein eigener Ermessensspielraum zu. Die 
Beauftragung der Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft 
zur Widerspruchserklärung sowie der Stellung von Anträ-
gen und Fragen ist nicht möglich.

Vor der Hauptversammlung können Vollmacht und Stimm-
rechtsweisungen an die Stimmrechtsvertreter der Gesell-
schaft z. B. unter Verwendung der hierfür vorgesehenen 
Formulare erteilt werden, die die Aktionäre zusammen 
mit der Eintrittskarte erhalten. Diese stehen auch unter 
www.eak-ag.de/eakag/investoren/hauptversammlung/ 
zum Download zur Verfügung.

Vollmacht und Weisungen an die Stimmrechtsvertreter 
der Gesellschaft, die im Vorfeld der Hauptversammlung 
erteilt werden, sollen aus organisatorischen Gründen 
spätestens zum Ablauf des 19. August 2026 (24.00 Uhr 
MESZ) unter der vorstehenden Adresse oder E-Mail-Ad-
resse eingehen.

Darüber hinaus bieten wir form- und fristgerecht ange-
meldeten und in der Hauptversammlung erschienenen 
Aktionären, Aktionärsvertretern bzw. deren Bevollmäch-
tigten an, die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft auch 
während der Hauptversammlung mit der weisungsgebun-
denen Ausübung des Stimmrechts zu bevollmächtigen.

Weitere Informationen zur Bevollmächtigung der Stimm-
rechtsvertreter der Gesellschaft stehen den Aktionären 
unter www. eak-ag.de/eakag/investoren/hauptversamm-
lung/ zur Verfügung.

Ergänzungsverlangen zur Tagesordnung 
gemäß § 122 Abs. 2 AktG

Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil des 
Grundkapitals oder den anteiligen Betrag von 500.000,00 € 
erreichen, können gemäß § 122 Abs. 2 AktG verlangen, dass Ge-
genstände auf die Tagesordnung gesetzt und bekannt gemacht 
werden. Jedem neuen Gegenstand muss eine Begründung 
oder eine Beschlussvorlage beiliegen. Das Verlangen ist schrift-
lich an den Vorstand zu richten und muss der Gesellschaft min-
destens vierundzwanzig Tage vor der Hauptversammlung (wo-
bei der Tag der Hauptversammlung und der Tag des Zugangs 
nicht mitzurechnen sind), also spätestens bis Sonntag, 26. Juli 
2026, 24:00 Uhr (MESZ), zugehen. Später zugehende Ergän-
zungsverlangen werden nicht berücksichtigt. Bitte richten Sie 
entsprechende Ergän¬zungsverlangen an folgende Adresse:

Erlebnis Akademie AG 
Vorstand 
Hafenberg 4 
93444 Bad Kötzting

Bekanntzumachende Ergänzungsverlangen zur Tagesordnung 
werden, soweit sie nicht mit der Einberufung bekannt gemacht 
wurden, unverzüglich nach Zugang im Bundesanzeiger be-
kannt gemacht. Sie werden außerdem unter der Internetseite  
www.eak-ag.de/eakag/investoren/hauptversammlung/ veröf-
fentlicht und den Aktionären mitgeteilt.

Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären:

Gegenanträge im Sinne des § 126 AktG sowie Wahlvorschläge 
im Sinne des § 127 AktG sind ausschließlich an die folgende An-
schrift zu richten:

Erlebnis Akademie AG 
c/o meet2vote AG 
Marienplatz 1 
84347 Pfarrkirchen 
Deutschland 
E-Mail: antrag@meet2vote.de
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Gegenanträge und Wahlvorschläge gegen die Vorschläge von 
Vorstand und/oder Aufsichtsrat zu den Punkten der Tagesord-
nung, die spätestens zum Ablauf des 5. August 2026 (24.00 Uhr 
MESZ) bei der vorstehenden Anschrift eingehen und die die 
weiteren Voraussetzungen für eine Pflicht der Gesellschaft zur 
Zugänglichmachung nach §§ 126, 127 AktG erfüllen, werden ein-
schließlich des Namens des Aktionärs, einer Begründung (Wahl-
vorschläge müssen jedoch nicht begründet werden) und einer et-
waigen Stellungnahme der Verwaltung unter der Internetadresse 
www.eak-ag.de/eakag/investoren/hauptversammlung/ veröf-
fentlicht. Anderweitig adressierte Anträge werden nicht berück-
sichtigt.

Gegenanträge und Wahlvorschläge sind nur dann gestellt, wenn 
sie während der Hauptversammlung mündlich gestellt werden. 
Das Recht eines jeden Aktionärs, während der Hauptversamm-
lung Gegenanträge und Wahlvorschläge zu den verschiedenen 
Tagesordnungspunkten auch ohne vorherige und fristgerechte 
Übermittlung an die Gesellschaft zu stellen, bleibt unberührt.

Gesamtzahl der Aktien und Stimmrechte

Gemäß § 30b Absatz 1 Nr. 1 WpHG wird mitgeteilt, dass zum Zeit-
punkt der Einberufung das Grundkapital der Erlebnis Akade-
mie AG 2.524.856,00 € beträgt und in 2.524.856 nennwertlose 
Stückaktien eingeteilt ist. Jede Aktie gewährt ein Stimmrecht. 
Die Gesellschaft hält im Zeitpunkt der Einberufung der Haupt-
versammlung keine eigenen Aktien.

Hinweis zum Datenschutz

Europaweit gelten seit dem 25. Mai 2018 neue Regelungen zum 
Datenschutz. Der Schutz Ihrer Daten und deren rechtskonforme 
Verarbeitung haben für uns nach wie vor einen hohen Stellen-
wert. In unseren erweiterten Datenschutz-hinweisen haben 
wir alle Informationen zur Verarbeitung personenbezogener 
Daten unserer Aktionäre übersichtlich an einer Stelle zusam-
mengefasst. Die Datenschutzhinweise finden Sie unter dem 
folgenden Link auf unsere Datenschutzerklärung (pdf- Datei): 
www.eak-ag.de/eakag/datenschutz/Datenschutzerklaerung.
pdf. 

Bad Kötzting, im Juli 2026

Erlebnis Akademie AG 
Der Vorstand

Notizen
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Impressionen der Pfad- und Turm-Illumination „Lichterzauber“ auf 
den Baumwipfelpfaden Salzkammergut, Rügen und Schwarzwald


